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Ulrike Baureithel

Unter der Flagge der Selbstbestimmung: Das
Geschäft mit dem Kinderwunsch
Vergangenen Sommer war im Gunda-
Werner-Institut der Heinrich-Böll-Stif-
tung  in  Berlin  eine  bemerkenswerte
Ausstellung  mit  dem  Titel  „Baby
machen“ zu sehen.1Aus der Perspektive
von  Eizellspenderinnen  erzählt  die
Schweizer  Sozialanthropologin  Laura
Perler, die lange in spanischen Repro-
duktionskliniken  geforscht  hat,  vom
Geschäft mit dem Kindermachen. „Ich
brauchte Geld für eine Therapie, und es
war eine leichte Art, an Geld zu kom-
men“,  begründete Elia Muñoz auf der
Vernissage im Juni 2022 ihre Entschei-
dung,  Eizellspenderin  zu werden.  Die
Ausstellung führte vor,  was es für die
betroffenen Frauen bedeutet, ihre Eizel-
len zu „spenden“: von den indiskreten
Fragen zum Intimleben über die bela-
stenden  Hormonstimulationen  bis  hin
zur Prozedur in der Klinik. Dort müssen
sich die Eizellgeberinnen in Hinterzim-
mern aufhalten, damit sie nicht auf die
Empfängerinnen  treffen,  die  in  den
freundlichen Vorderräumen behandelt
werden. Denn die Eizellspende erfolgt
in Spanien, dem größten europäischen
Anbieterland  dieser  Dienstleistung,
anonym. „Ich kam mir wie eine Eizelle
mit  Beinen  drunter  vor“,  berichtete
Muñoz  von  ihrer  Erfahrung.
Von dieser tunlichst verborgenen Seite
der  Reproduktionsmedizin  ist  hierzu-
lande  nur  selten  die  Rede.  Vielmehr
dominiert die Geschichte von kinderlo-
sen Paaren mit ihrem herzzerreißenden
Kinderwunsch und ihren Anstrengun-
gen, irgendwie, und sei es auf illegalem
Wege,  doch  noch  zu  einem  Baby  zu
kommen,  das  ihnen  –  je  nach  Sicht  –
von einer weltfernen Politik oder verbie-
sterten Ideolog*innen vorenthalten wird
und sie ins Ausland treibt. Nicht selten
werden diese Erzählungen begleitet von
dem mehr oder  weniger  subtilen Hin-
weis auf die demographische Situation

in  Deutschland  oder  von  den  Klagen
d e u t s c h e r
Fortpflanzungsmediziner*innen,  die
sich auf diesem Markt benachteiligt füh-
len. Betont wird dabei immer, dass die
Frauen in Spanien, in Tschechien oder
der Ukraine freiwillig Eizellen liefern
und damit ein gutes Werk tun.
Die  Ampelkoalition  will  nun  Abhilfe
schaffen. Insbesondere die FPD verwen-
det viel Energie darauf, den Kinderwun-
schmarkt  in  Deutschland  auszubauen.
Unter  dem  Begriff  „Reproduktive
Selbstbestimmung“  formuliert  die
Regierung zum einen ihre Absicht, das
Selbstbestimmungsrecht der Frauen zu
stärken und die Versorgungssicherheit
beim  Schwangerschaftsabbruch  zu
gewährleisten, was inzwischen immer-
hin zur Streichung des § 219a geführt
hat,  der  Aufklärung  zum Schwanger-
schaftsabbruch  quasi  unter  Strafe
stellte.2Andererseits wird Kinderlosen
im  selben  Kapitel  des  Koalitionsver-
trags  Unterstützung  versprochen  und
„diskriminierungsfreie“  künstliche
Befruchtung, unabhängig von Familien-
stand  und  sexueller  Identität,  in  Aus-
sicht  gestellt.  3
Da  in  Deutschland  noch  immer  kein
Fortpflanzungsmedizingesetz existiert,
sind reproduktive Verfahren strafrecht-
lich geregelt. Das Embryonenschutzge-
setz  von  1990  verbietet  sowohl  die
Eizellspende als  auch die Leihmutter-
schaft mit Hinweis auf die „gespaltene
Mutterschaft“. Die In-vitro-Fertilisation
(IVF),4also die Befruchtung der Eizelle
außerhalb  des  Körpers  der  Frau  mit
Spermien des Ehemannes oder Spender-
samen, ist nach der Musterrichtlinie der
Bundesärztekammer verheirateten Paa-
ren vorbehalten.

Biologistisches Abstammungsrecht

Das  Abstammungsrecht  verfügt,  dass
Mutter des Kindes ist, wer das Kind aus-
getragen  hat.  Die  biologistischen  und
homophoben  Implikationen  dieser
Rechtsverhältnisse sind so augenfällig,
dass  sie  dringend  nach  Veränderung
rufen. Die FDP mit ihrer Abgeordneten
Katrin Helling-Plahr nimmt dies jedoch
zum Anlass, nun endlich auch das unge-
liebte  Embryonenschutzgesetz  abzu-
wickeln und den Markt für mannigfal-
tige Fortpflanzungsdienstleistungen zu
öffnen. Unter dem Label „Selbstbestim-
mung“  verbindet  die  Koalition  dies  –
nicht ungeschickt – mit alten Forderun-
gen der Frauen- und neuen der queeren
Bewegung. Gleichzeitig handelt es sich
dabei um eine Strategie der Forschungs-
liberalisierung,  denn standortbesorgte
Wissenschaftler*innen  haben,  fast  20
Jahre nach Verabschiedung des Stamm-
zellgesetzes,  ihre  Begehrlichkeit  nach
„frühen Embryonen“ angemeldet. Wie
schon  bei  der  2019  vorgelegten  Stel-
l u n g n a h m e  z u r
Fortpflanzungsmedizin5firmiert  auch
hier die Nationale Akademie der Wis-
senschaften  Leopoldina  als  Pressure-
group.  Zusammen  mit  der  Union  der
deutschen Akademien der Wissenschaf-
ten veröffentlichte sie 2021 eine Emp-
fehlung zur Neubewertung des Embryo-
nenschutzes und plädiert dafür, hierzu-
lande  lagernde,  nicht  mehr  benötigte
„überzählige“  Eizellen  für  „hochran-
gige  Forschungszwecke“  einzusetzen.
6Bisher dürfen Forschende in Deutsch-
land lediglich Stammzellen nutzen, die
aus bis  zu einem bestimmten Stichtag
produzierten Linien stammen. Diese, so
die Rechtfertigung der nun vorpreschen-
den Wissenschaftler*innen, seien jedoch
oft verunreinigt und untauglich.
Interessanterweise bringt die Stellung-
nahme als  „hochrangig“ nicht  nur  die
Grundlagenforschung zu  Volkskrank-



heiten wie Alzheimer oder Demenz in
Anschlag  wie  noch  vor  Jahren  die
Stammzellforschenden,  sondern  sie
rückt die Bedeutung von Embryonen für
die  reproduktive  Forschung  und  die
Optimierung  reproduktiver  Verfahren
wie IVF und ICSI in den Vordergrund.
Man verspreche sich von der Forschung
an Embryonen einen „entscheidenden
Beitrag“, um die Gesundheitsrisiken von
Mutter und Kind zu verringern und die
Absterbequote  von  Embryonen  nach
einer IVF-Behandlung zu senken. Das
Argument  dürfte  auf  Frauen  zielen,
deren  Embryonen  kryokonserviert  in
Eizellbanken lagern, und die – für den
Fall,  dass  sie  die  „überzähligen“
Embryonen nicht mehr selbst verwen-
den wollen –, ihr Einverständnis für die
wissenschaftliche Nutzung geben müs-
sten. Appelliert wird an deren Hilfsbe-
reitschaft gegenüber anderen kinderlo-
sen Paaren, womit sich der Kreis zwi-
schen Forschungs- und Fortpflanzungs-
markt wieder schließt. Im Hinblick auf
die Schutzbedürftigkeit der Embryonen
und ihren rechtlichen Status verweisen
die  Expert*innen  der  Leopoldina  und
der Deutschen Akademie der  Wissen-
schaften auf den „ethischen Pluralismus
von Auffassungen“. In einer demokrati-
schen  Gesellschaft  müssten  in  Fällen
von  ethischem Dissens  Kompromisse
gesucht  werden.  Im Fall  der  Nutzung
früher  Embryonen  finde  dies  seinen
Ausdruck  in  einem  „abgestuften
Embryonenschutz“.

Die  Mär  von  der  altruistischen
Spende

Im Mittelpunkt der Eizellspende – sei es
an  kinderlose  Paare  oder  an  die  For-
schung  –  steht  das  Konstrukt  der
Spende.  Doch was bei  aus  einer  IVF-
Behandlung hervorgegangenen, „über-
zähligen“  befruchteten  Eizellen,  die
sonst  verworfen  werden,  sinnvoll
erscheinen könnte, wird mit der Eizell-
fremdspende  und  erst  recht  mit  der
Leihmutterschaft  prekär:  Auch  diese
wird  im Koalitionsvertrag  der  Ampel
altruistisch  als  „Spende“  bezeichnet.
Denn  nichts  fürchten  die  treibenden
Kräfte in Politik und Wissenschaft mehr
als  den  Eindruck,  es  sei  bei  diesem
Thema  Geld  im  Spiel.  Doch  einmal
davon abgesehen, dass sich die Repro-
duktionsmediziner*innen ihre Dienstlei-
stung  von  den  nachfragenden  Paaren
sehr gut bezahlen lassen und die Rendi-
ten der internationalen Reproduktions-
kliniken enorm sind, erhalten auch die

Eizellgeberinnen eine als  „Aufwands-
entschädigung“ oder „Anreiz“ bezeich-
nete Bezahlung, die zwischen 700 und
1000  Euro  liegt  und  in  Ländern  wie
Tschechien,  Spanien  und  bis  zum
Kriegsbeginn vor allem in der Ukraine
für viele Frauen Überlebensmittel sein
kann. In Großbritannien wurde die Auf-
wandsentschädigung 2012 von 250 auf
750 Pfund erhöht, um dem „Mangel“ an
Eizellen  entgegenzuwirken.7Kürzlich
berichtete  das  ARD-Studio  London,
dass immer mehr Britinnen ihre Eizel-
len  spenden,  natürlich  nur  aus  dem
Wunsch heraus „zu helfen“. 8Auf den
Gedanken, dass in dem unter den Bre-
xit-Folgen leidenden Land Frauen selbst
auf diese 750 Pfund – damals noch 900
Euro – angewiesen sein könnten, kam
die Autorin nicht.
Schon  aus  diesem Grund  verschleiert
der Begriff „Spende“ die nackten Tatsa-
chen. Doch die Vorstellung der selbstlo-
sen  Gabe,  die  dabei  mitschwingt,  ist
auch  aus  anderen  Gründen problema-
tisch. Die in Dortmund lehrende Sozio-
login Mona Motakef macht darauf auf-
merksam, dass  in  der  Logik der  Gabe
immer  ein  Beziehungsaspekt  mit-
schwingt,  ein  Geben,  Nehmen  und
Erwidern, was bei der Eizellspende und
Leihmutterschaft gerade nicht der Fall
ist. Außerdem seien Gabe und Ware gar
nicht trennscharf zu unterscheiden, son-
dern  es  handele  sich  um  ein  „Konti-
nuum“, wobei der Gabentausch in west-
lichen Gesellschaften mit einer romanti-
schen  moralischen  Aufladung einher-
gehe.9Im  Fall  der  Eizellspende  wird
dabei das Machtgefälle zwischen nach-
fragenden  und  „spendenden“  Frauen
ebenso ausgeblendet wie die gesundheit-
lichen Risiken,  die  mit  dieser  „Gabe“
verbunden sind, gar nicht zu sprechen
von den Bindungen zu einem potenziel-
len Kind. Dennoch sind auch die Eizell-
geberinnen – wie Stefanie Graefe und
ihr Team derzeit in Spanien erforschen
–, bemüht, im Nachhinein altruistische
Motive zu betonen, um die „Warendi-
mension“ des Eizellgeschäfts zu leug-
nen oder herunterzu-spielen. Als sicher
gilt, dass ohne finanzielle Anreize kaum
Eizellspenderinnen zur Verfügung stün-
den: „Die Anrufung von Frauen, ‚unei-
gennützig‘ zur Wunscherfüllung Dritter
beizutragen“, heißt es in einer Stellung-
nahme  der  Feministischen  Initiative
gegen  reprodukt ive  Ausbeutung
(fem*ini),  „und  den  eigenen  Körper
bzw.  Körperstoffe  aus  Nächstenliebe
und Mitgefühl bereitzustellen oder abzu-
geben, steht in einer langen patriarcha-

len Tradition.“10Und auch dem Repro-
duktionstourismus wird mit den Plänen
der Ampel kein Einhalt  geboten.  Eine
Legalisierung der Eizellspende könnte
diesen, gibt Theologe und Ethikratmit-
glied Andreas Lob-Hüdepohl zu beden-
ken, vielmehr in die umgekehrte Rich-
tung lenken,  indem Spenderinnen aus
finanziellen Gründen nach Deutschland
reisen. 11

Europäischer Normalisierungsdruck

In der Ärzteschaft findet die FDP aller-
dings Unterstützung. Die Bundesärzte-
kammer zeigt sich gegenüber der Lega-
lisierung der Eizellspende grundsätzlich
aufgeschlossen,  vorausgesetzt,  dass
Reproduktionsmediziner*innen in einem
rechtssicheren Raum arbeiten können.
Auch in der Medizinethikerin Claudia
Wiesemann, die maßgeblich an der Stel-
lungnahme der Leopoldina mitgearbei-
tet  hat,  haben  die  Liberalen  eine  ent-
schiedene  Mitstreiterin.  Weder  die
gesundheitlichen Risiken für die Spen-
derinnen  noch  deren  ökonomische
Situation hält sie für eine ausreichende
Begründung, die Eizellspende mit einem
weiteren  Verbot  zu  belegen.  Auf  der
Politik  lastet  indessen  auch  eine  Art
Normalisierungsdruck, weil zumindest
die Eizellspende in fast  allen Ländern
Europas  entweder  erlaubt  ist  oder
zumindest  geduldet  wird.  In  der
Schweiz  hat  im  September  2022
zunächst  der  Ständerat  –  vergleichbar
mit dem deutschen Bundesrat – mit 22
gegen  20  Stimmen  knapp  einem  sol-
chen  Vorstoß  zugestimmt,  allerdings
bleibt das Verfahren auf kinderlose Ehe-
paare beschränkt.12Auch dort sind die
Liberalen die Treiber.
In Deutschland scheinen es bislang SPD
und  Grüne  mit  der  völligen  Freigabe
nicht ganz so eilig zu haben. Der Ball
liegt  derzeit  bei  Gesundheitsminister
Karl  Lauterbach  (SPD),  der  für  die
Berufung einer geplanten Expertenkom-
mission zuständig ist. Ende November
hatte die Kommission die Arbeit noch
nicht  aufgenommen,  und  man  darf
gespannt sein, wie plural sie besetzt sein
wird. Neben Eizellspende und Leihmut-
terschaft soll sie auch die Möglichkeit
des Elective Single Embryo Transferbe-
urteilen  –  also  die  gezielte  Auswahl
eines einzigen Embryos mit den besten
Entwicklungsmöglichkeiten.  Bislang
werden Frauen oft noch zwei Embryo-
nen eingesetzt, was nicht selten zu Zwil-
lingsschwangerschaften führt, derweil in
Dänemark seit Jahren nur eine befruch-



tete Eizelle transferiert wird. Eine Aus-
wahl  darf  bislang nur im Rahmen des
Präimplantationsgesetzes  und  unter
strengen  Vorgaben  getroffen  werden,
wie das Bundesverwaltungsgericht  im
Dezember 2020 erneut bekräftigt hat –
die Realität in den zahlreichen Fertili-
tätskliniken mit  hoffnungsvollen Kin-
derwunschpaaren  dürfte  allerdings
schon jetzt eine andere sein. 13In dieser
so wichtigen, emotional aufgeladenen,
oftmals  mit  irrationalen  Hoffnungen
verbundenen und an ethischen Grund-
sätzen  sägenden  Debatte  wäre  eines
dringend  zu  wünschen:  Die  geplante
Kommission, ganz unabhängig von ihrer
Zusammensetzung, möge nicht nur hin-
ter verschlossenen Türen arbeiten, son-
dern sich auch wirklich für eine breite
gesellschaftliche Debatte einsetzen.
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5 Elmar König, Fortpflanzungsmedizin
in  Deutschland –  für  eine  zeitgemäße
Gesetzgebung,  www.leopoldina.org,
Juni  2019.
6  Ders.,  Neubewertung  des  Schutzes
von Invitro-Embryonen in Deutschland,
www.leopoldina.org,  2021.  Die  Stel-

lungnahme ist übrigens dem verstorbe-
nen Reproduktionsmediziner  Henning
M. Beier  gewidmet.
7 Stellungnahme von Susanne Schultz
bei  der  öffentlichen  Anhörung  im
Gesundheitsausschuss des Dt. Bundes-
tags am 20.1.2021, Ausschussdrucksa-
che 19(14)268(2).
8  Valerie  Krall,  ARD-Studio London,
8.4.2022.
9  Mona  Motakef,  Gabe  oder  Ware?
Vortrag  auf  der  Veranstaltungsreihe
„Zwischen Ausbeutung und reprodukti-
ver Freiheit“, 13.10.2022.
10 Vgl. Für reproduktive Gerechtigkeit,
www.genethisches-netzwerk.de.
11 Vgl. König, Fortpflanzungsmedizin
in Deutschland..., a.a.O.
1 2  V g l .  S c h w e i z e r  R u n d f u n k ,
1 3 . 9 . 2 0 2 2 .
13  Vgl.  „Bundesverwaltungsgericht
stärkt  Embryonenschutz“,  in:  „Ärzte-
blatt“,  2.12.2020.

Wörter: 1851

© 2022 PMG Presse-Monitor GmbH & Co. KG


